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Krankenhauszukunftsgesetz – Voraussetzungen und
Chancen gelingender Digitalisierung im deutschen
Krankenhauswesen

Florian Meer, Armin Grau

In fast allen Bereichen des menschlichen Lebens spielt Digitalisierung eine Rolle. In
verschiedensten politischen Themenfeldern konnotiert man mit ihr ein erstrebens-
wertes Ziel. Auch im Gesundheitsbereich im Allgemeinen und im Krankenhaus im
Speziellen kommt der Digitalisierung ein besonderer Stellenwert zu. Das Kranken-
hauszukunftsgesetz soll die schleppende Digitalisierung in den deutschen Kranken-
häusern beschleunigen. Ob dies zufriedenstellend gelingt und welche strukturellen
Änderungen zudem nötig sind, ist Diskussionsgegenstand dieses Beitrages.

Einleitung

Nachhaltigkeit und Digitalisierung sind zentrale Säulen
eines Transformationsprozesses zu einer sozialen und
ökologischen Verfasstheit der Gesellschaft, die den He-
rausforderungen des 21. Jahrhunderts adäquat begegnen
kann. Bezogen auf den Gesundheitsbereich sollte Digitali-
sierung gleichwohl nicht als bloßer Selbstzweck, sondern
vielmehr als Mittel zur Verbesserung der Gesundheitsver-
sorgung aufgefasst werden und so zum Wohlergehen der
Menschen bzw. Patient*innen beitragen (vgl. [1], S. 217ff).
Das schließt nicht nur aktuelle, sondern auch alle zukünf-
tigen Patient*innen mit ein: „Wie viele Menschenleben
ließen sich retten, wenn Informationen wie Vorerkrankun-
gen, Medikation und Medikamentenallergien im Notfall
digital zur Verfügung stünden? Wie viele medizinische Er-
kenntnisse ließen sich gewinnen, wenn umfassende struk-
turierte Daten […] pseudonymisiert ausgewertet werden
könnten?“ (SVR, [2], S. 4).

Insbesondere mit dem Krankenhauszukunftsgesetz hat
der Bund die Finanzierungslogik der Krankenhäuser inso-
fern verändert, als dass durch das Gesetz Möglichkeiten
für den Bund geschaffen wurden, um sich an der Investi-
tionskostenfinanzierung der Krankenhäuser – die eigent-
lich in den Aufgabenbereich der Bundesländer fällt –
punktuell zu beteiligen. Der konkrete Förderschwerpunkt
ist dabei der Digitalisierungsprozess in den Krankenhäu-
sern, der in Deutschland gerade im internationalen Ver-
gleich über viele Jahre nur schleppend stattgefunden hat
und einer Beschleunigung bedarf (vgl. [3]). In diesem Bei-
trag sollen (1) zunächst wesentliche Grundzüge des Kran-
kenhauszukunftsgesetzes vorgestellt und bewertet wer-
den. Im Anschluss (2) soll gezeigt werden, dass die mit
dem Krankenhauszukunftsgesetz intendierte digitale

Transformation des deutschen Krankenhauswesens nur
dann in zufriedenstellender Weise gelingen kann, wenn
der Digitalisierungsprozess in eine reformierte Kranken-
hausplanung und -finanzierung sowie eine intensivierte
sektorenübergreifende Gesundheitsversorgung eingebet-
tet wird.

Lehren der Pandemie

Die außerordentliche Wichtigkeit der Digitalisierung in
der Gesundheitsversorgung ist auch ganz konkret in der
COVID-19-Pandemie deutlich geworden (vgl. [13]): Digi-
tale Erhebungen von Belegungsdaten und ein intensiver
Austausch haben dazu beigetragen, dass die Krankenhäu-
ser in Deutschland kooperieren und die Verteilung der
COVID-Patient*innen so effizient koordinieren konnten;
dies gilt insbesondere für die 2. und 3. Infektionswelle
(vgl. [4], S. 33). Das hat u. a. dazu beigetragen, dass das
deutsche Gesundheitssystem im europäischen Vergleich
den Herausforderungen der Pandemie verhältnismäßig
gut standhalten konnte. Digitaler Fortschritt in der Ge-
sundheitsversorgung war während der Pandemie von
großem Nutzen; darüber hinaus ist es eine Lehre aus der
Pandemie, dass die Digitalisierung im Gesundheitssektor,
und damit auch in Krankenhäusern, noch deutlich aus-
geweitet und weiter intensiviert werden muss (vgl. [5],
S. 163). Bis bspw. Krankenhäuser in Deutschland völlig pa-
pierlos arbeiten, ist es noch ein langer Weg. Selbst Kran-
kenhausstandorte ohne Voraussetzungen für einen Breit-
bandanschluss gehören heute offensichtlich noch zur
deutschen Krankenhauslandschaft (vgl. [3]). Aber auch
Kliniken, in denen die Systeme mehrheitlich digitalisiert
wurden, haben oftmals keinen wirklichen Nutzwert für
die praktizierenden Ärzt*innen vor Ort; wenn bspw. die
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Daten der Patient*innen in der Notaufnahme digital er-
fasst werden, aber auf anderen Stationen ein anderes Sys-
tem vorliegt, das die Daten im Folgenden wegen fehlen-
der Schnittstellen nicht nutzen kann, müssen die Ärzt*in-
nen doppelt dokumentieren (vgl. [3]).

Das Krankenhauszukunftsgesetz

Das Ende 2020 noch unter Gesundheitsminister Jens
Spahn eingeführte Krankenhauszukunftsgesetz (KHZG)
hat zum Ziel, durch finanzielle Bereitstellungen auf Bun-
des- und Länderebene die Kliniken in Deutschland bei
dem Digitalisierungsprozess zu unterstützen und so mit-
tel- und langfristig die Gesundheitsversorgung in Deutsch-
land zu verbessern. Die finanziellen Mittel werden in Form
eines beim Bundesamt für Soziale Sicherung eingerichte-
ten Krankenhauszukunftsfonds bereitgestellt. Dabei um-
fasst das kofinanzierte Fördervolumen 3Mrd. €, die der
Bund über die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds
bereitstellt und 1,3Mrd. € Investitionsmittel der Bundes-
länder. Das Gesamtfördervolumen beträgt somit insge-
samt 4,3Mrd. €, was ca. 5,3 % der Gesundheitsausgaben
der gesetzlichen Krankenkassen für den stationären Sek-
tor im Jahr 2019 entspricht ([2], S. 48). Gefördert werden
dabei u. a. Investitionen in bessere und moderne Notfall-
kapazitäten, IT-Sicherheit, Patient*innenportale, digitales
Medikationsmanagement, elektronische Dokumentation
von Behandlungs- und Pflegeleistungen sowie intersek-
torale telemedizinische Netzwerkstrukturen (vgl. [13]).
Darüber hinaus wurde der zuvor schon bestehende Kran-
kenhausstrukturfonds bis 2024 verlängert. Der Kranken-
hausstrukturfonds soll die Bundesländer bei der Verbes-
serung der Krankenhausstruktur unterstützen; insbe-
sondere durch „den Abbau von akutstationären Überka-
pazitäten, die Konzentration des Leistungsangebots auf
weniger Standorte und die Umwandlung von Kranken-
häusern in nicht akutstationäre Versorgungseinrichtun-
gen“ (SVR, [2], S. 48). Der Förderschwerpunkt liegt aller-
dings, anders als beim KHZG, nicht dezidiert in der Förde-
rung digitaler Krankenhausausstattung. Insgesamt hat
der Bund somit 2 Finanzierungsmechanismen geschaffen,
die die qua Gesetz bei den Bundesländern verortete In-
vestitionsfinanzierung der Bundesländer ergänzen.

Angesichts der sehr angespannten wirtschaftlichen Situa-
tion der Krankenhäuser – 60% der Krankenhäuser schrei-
ben aktuell rote Zahlen, Tendenz steigend (vgl. [6]) – ist
es grundsätzlich der richtige Weg, dass der Bund die
Krankenhäuser finanziell unterstützt, da die Bundesländer
als zuständige politische Instanz ihrer Aufgabe der Investi-
tionskostenfinanzierung nach wie vor nur unzureichend
nachkommen. Insbesondere angesichts der seit über
2,5 Jahren anhaltenden Pandemie, die für die ohnehin
wirtschaftlich angeschlagenen Krankenhäuser immer noch
eine existenzielle Sondersituation darstellt, ist ein Investi-
tionsengagement des Bundes im Rahmen des Kranken-

hauszukunftsgesetzes ratsam, ja geradezu geboten. Da
sich die ökonomische Lage der Krankenhäuser kurzfristig
vermutlich nicht verbessern wird, ist eine Beteiligung des
Bundes an der Investitionskostenfinanzierung, also auch
beim Ausbau digitaler Infrastruktur in den Krankenhäu-
sern, wünschenswert. Gerade mit Blick auf den Stand der
Digitalisierung, der in deutschen Krankenhäusern vor der
Verabschiedung des Krankenhauszukunftszukunftsgeset-
zes mangelhaft war, wird darauf zu achten sein, dass die
unternommenen finanziellen Leistungen nicht als einmali-
ge Bemühung abgetan werden (vgl. [7]). Vielmehr muss
fortlaufend evaluiert werden, inwiefern getätigte Investi-
tionen faktisch zu einem Digitalisierungsfortschritt beitra-
gen, um ggf. mehr nachsteuern zu können. Auch das
Krankenhauszukunftsgesetz sieht eine derartige Evalua-
tion bzw. Reifegradmessung vor, das nächste Mal im Juni
2023. Bei der ersten Evaluation (Juni 2021) ist deutlich
geworden, dass etwa in den Bereichen Informationsaus-
tausch, Patient*innenpartizipation und Telehealth Opti-
mierungsbedarf besteht; hier konnten also mittels Evalua-
tion erste wichtige Erkenntnisse gewonnen werden, die
auch für potenzielle zukünftige Maßnahmen von Bedeu-
tung sind (vgl. [8]).

Digitalisierung als dynamischer
Lernprozess

Ähnlich wie der Sachverständigenrat zur Begutachtung
der Entwicklung im Gesundheitswesen (SVR) es in seinem
Gutachten aus dem Jahr 2021 analysiert, scheint es rat-
sam, Digitalisierung im Gesundheitswesen und in Kran-
kenhäusern als dynamischen Lernprozess zu verstehen, in
dem vollständige und zeitnah verfügbare Daten dazu bei-
tragen, dass digitalisierte Gesundheitsdaten nicht nur für
administrative Zwecke (z. B. Abrechnungsdaten), sondern
auch für die Erzielung eines möglichst hohen Qualitäts-
standards in der Gesundheitsversorgung genutzt werden
können (vgl. [2], S. 311). Im Zuge von Digitalisierungspro-
zessen gilt es ferner zu berücksichtigen, dass individuelle
Persönlichkeitsrechte datenschutztechnisch abgesichert
bleiben sollten. Um dies und andere wichtige Aspekte im
Kontext der Digitalisierung sicherstellen zu können, muss
eine passende Infrastruktur, ein rechtssicherer Rahmen
und Interoperabilität, also die Kompatibilität bzw. Fähig-
keit unterschiedlicher technischer Systeme, Daten austau-
schen zu können, geschaffen werden. „Die Gestaltung der
Digitalisierung des Gesundheitssystems und insbesondere
die Handlungsbedingungen seiner Teilnehmer sollten sol-
che Entwicklungen antizipieren und mit großer Flexibilität
den medizinischen, regulatorischen und marktwirtschaft-
lichen Rahmen […] bieten“ (SVR, [2], S. 325). Des Wei-
teren liegt auch auf der Hand, dass die alleinige Bereitstel-
lung technischer Möglichkeiten Digitalisierung im Kran-
kenhaus und anderswo nicht hinreichend gelingen lässt.
Es ist zudem essenziell, vorgenommene politische Refor-
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men und technische Innovationen adäquat gegenüber Pa-
tient*innen und Bürger*innen zu kommunizieren (z. B.
die elektronische Patient*innenakte, ePA), um eine breite
Akzeptanz innerhalb der Bevölkerung und einen wirk-
lichen Einfluss auf die Qualität der Gesundheitsversor-
gung zu erreichen.

Perspektive der Ampelkoalition

Im Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2021 haben wir
Grünen diese theoretisch-strategischen Überlegungen
aufgegriffen und uns insbesondere für eine weiterent-
wickelte ePA stark gemacht, die allen Patient*innen nied-
rigschwellig zugänglich und leicht verständlich ist (vgl.
[9], S. 125). Eine derartige Informationskampagne gelingt
insbesondere dann, wenn sie Menschen aus den verschie-
densten sozialen Milieus anspricht und dabei Patient*in-
nen-Organisationen einbindet. Auch sollten möglichst
breit Gesundheitsdaten anonymisiert oder ggf. pseudony-
misiert und der Wissenschaft bereitgestellt werden, um
so sukzessiv die (digitalisierte) Gesundheitsversorgung zu
verbessern (vgl. [9], S. 125). Damit sollte aber ebenfalls
einhergehen, dass die digitalen Angebote möglichst bar-
rierefrei sind und ein hohes Maß an Datenschutz bieten.
Denn wenn die sensiblen Daten der Patient*innen, deren
Versorgung und Wohlergehen zentraler Zweck der Digita-
lisierung ist, nicht ausreichend geschützt sind, nützen
auch die besten technischen Innovationen nicht viel. Spä-
testens seit der Coronapandemie hat sich außerdem ge-
zeigt, dass ein digitaler Impfpass Sinn machen kann, der
neben Informationen über Impfungen gegen COVID 19
auch Auskunft über die individuelle Krankheitshistorie,
Blutwerte und Blutgruppe gibt (vgl. [10], S. 470). In Not-
fällen kann dies von großem Mehrwert sein. Im gemein-
samen Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die
Grünen und FDP konnten einige dieser Ziele im Rahmen
einer „regelmäßig fortgeschriebenen Digitalisierungsstra-
tegie im Gesundheitswesen und in der Pflege“ ([11],
S. 83) implementiert werden; dies betrifft E-Health-rele-
vante Felder u. a. ePA, E-Rezept, telemedizinische Leis-
tung, Telekonsile und Telemonitoring (vgl. [11], S. 83).

Weitere Voraussetzungen
gelingender Digitalisierung

Je nach den Ergebnissen der weiteren Evaluation des Kran-
kenhauszukunftsgesetzes im Juni 2023 sollte durchaus er-
wogen werden, eine 2. Runde des Förderprogramms zu
initiieren, um den digitalen Transformationsprozess im
Krankenhaus und die damit einhergehenden skizzierten
Projekte zufriedenstellend umsetzen zu können (vgl.
[12]). Wie eingangs erwähnt, stellt die Digitalisierung im
Krankenhauswesen keinen Selbstzweck dar, sondern sie
dient als Mittel zur besseren Gesundheitsversorgung der
Menschen. Die Digitalisierungsstrategie hängt also eng

mit anderen Reformplänen der Krankenhausversorgung
zusammen, die denselben Zweck der qualitativ besseren
Gesundheitsversorgung verfolgen. Jene Reformpläne be-
treffen vor allem die (a) Krankenhausfinanzierung, (b)
-planung und (c) mehr sektorenübergreifende Gesund-
heitsversorgung.

Hinsichtlich der derzeitigen Ausgestaltung des Fallpau-
schalensystems in Deutschland (aG-DRG-System) zur (a)
Finanzierung der Betriebskosten in Krankenhäusern kann
ein starker Anreiz zu Fallzahlsteigerungen und eine Fokus-
sierung auf ökonomisch besonders rentable Leistungen
konstatiert werden. Folglich werden Krankenhäuser auf-
grund der politischen Rahmensetzung dazu angehalten,
möglichst effizient zu wirtschaften. Das wiederum hat zur
Konsequenz, dass Ärzt*innen sich in Konfliktsituationen
zwischen den ökonomischen Interessen der Krankenhäu-
ser und den Interessen der Patient*innen wiederfinden.
Hier kann ein digitalisiertes, auf Vorsorge ausgerichtetes
Gesundheits- und Krankenhauswesen mit gesonderter
Vorhaltekostenfinanzierung Abhilfe schaffen. Vorhaltekos-
ten, die dadurch entstehen, dass Krankenhäuser über-
haupt leistungsfähig sind (z. B. durch Inbetriebhaltung
Notaufnahme und OP), könnten statt über Einzelfälle und
damit verbundene Fallzahlsteigerungen gesondert finan-
ziert werden. Für die Bereiche Pädiatrie und Geburtshilfe
hat eine Regierungskommission bereits erste Vorschläge
vorgelegt, die gute Ansätze beinhalten und die Grundlage
innerhalb des weiteren politischen Prozesses darstellen.
Mittelfristig strebt die derzeitige Koalition ein nach Ver-
sorgungsstufen differenziertes System erlösunabhängiger
Vorhaltepauschalen in allen Fachbereichen an.

Die angespannte wirtschaftliche Situation deutscher
Krankenhäuser äußert sich allerdings nicht nur im Bereich
der Betriebs-, sondern auch im Bereich der Investitions-
kosten; wie bereits angedeutet, stellt dies ein erhebliches
Problem für den z. T. mangelhaften Digitalisierungsstand
in deutschen Krankenhäusern dar. Krankenhäuser sehen
sich in ihrer Not dazu gezwungen, notwendige Investi-
tionsvorhaben mit den dafür eigentlich nicht vorgesehe-
nen Betriebskostenmitteln querzufinanzieren. Über eine
lange Zeit hat diese Entwicklung insbesondere die größte
Personalgruppe der Pflegekräfte zunehmend belastet und
unattraktiver gemacht. Die Bundesländer erkennen zwar
oftmals das Problem an, kommen aber dennoch über Jah-
re nicht ihrer Aufgabe der Investitionskostenfinanzierung
in zufriedenstellendem Maße nach.

Die illustrierten Reformpläne der Krankenhausfinanzie-
rung sollten mit einer ziel- und bedarfsgerechteren (b)
Krankenhausplanung einhergehen, die sich vom starren
Planungskriterium der Bettenzahl löst und sich mehr an
fachlichen Leistungsbereichen und -gruppen orientiert
und dabei Kriterien wie demografische Entwicklung,
Krankheitslast und Erreichbarkeit als Qualitätsmaßstab zu-
grunde legt. Überdies ist davon auszugehen, dass per-
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spektivisch vor allem dann eine bevölkerungsbezogene
und qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung für
Menschen aller Regionen und sozialer Milieus gewährleis-
tet werden kann, wenn stationäre Krankenhausversorgung
und ambulante Bedarfsplanung in Form einer intersekto-
ralen Versorgungsplanung (z. B. in Form von Gesundheits-
regionen) realisiert werden. Insbesondere in Bereichen
wie der Interoperabilität gibt es einen erhöhten Bedarf
der sektorenübergreifenden Planung (vgl. [14], S. 335).

Die so konstituierte (c) sektorenübergreifende Gesund-
heitsversorgung kann gerade für Menschen in sozial be-
nachteiligten, urbanen Regionen und für Menschen im
ländlichen Raum einen verlässlichen Zugriff auf Gesund-
heitsleistungen ermöglichen. Die Kooperation zwischen
verschiedenen Standorten – idealerweise durch einen ho-
hen Digitalisierungsstand unterstützt – oder ggf. die Zu-
sammenlegung von Standorten und die Intensivierung
der Zentrenversorgung sind überall dort geboten, wo auf
diese Weise die Qualität der Versorgung steigt, gleichzei-
tig aber keine Beeinträchtigung der Erreichbarkeit vor-
genommen wird. Gesundheitsvorsorge ist Daseinsvorsor-
ge und bedarf wegen einer älter werdenden und sozial
vielschichtigen Gesellschaft eines stärkeren Augenmerks
auf Spezialisierung und Kooperation. Letzteres ist vor al-
lem in über 2,5 Jahren Coronapandemie deutlich gewor-
den, die sicherlich noch drastischere Konsequenzen mit
sich gebracht hätte, wenn Krankenhäuser sich u. a. durch
digitale Meldesysteme nicht so gut abgestimmt hätten.
In vielen Fällen ist es auch geradezu ratsam, dass nicht alle
Kliniken alle Leistungsspektren bedienen; Patient*innen
können etwa im Falle eines Schlaganfalles oder Herz-
infarktes gefährdet werden, wenn sie in einem Kranken-
haus behandelt werden, das hierzu aufgrund einer gerin-
gen Anzahl an Behandlungsfällen wenig Expertise und
nicht die nötige diagnostische und therapeutische Aus-
stattung besitzt.

Bei diesen angestrebten Entwicklungen hin zu mehr sek-
torenübergreifender Versorgung und einem beschleunig-
ten digitalen Transformationsprozess kommt allerdings
nicht nur der Bundes- und Landesebene, wie bereits ge-
schildert, eine wichtige Rolle zu, sondern auch der kom-
munalen Ebene. Durch die Einbindung verschiedenster
gesellschaftlicher Akteure wie Sportvereine, Unterneh-
men, Bildungsinstitutionen können Netzwerke und ein
multiperspektivischer Diskurs gefördert werden, was wie-
derum in Kombination mit kommunalem Engagement in
der Stadt- und Verkehrsplanung zu einem stärkeren öf-
fentlichen Gesundheitsdienst und einem gesundheitsför-
derlichen Umfeld beiträgt. Gemäß dem Subsidiaritätsprin-
zip – wonach politischen Herausforderungen zunächst auf
der Ebene politisch begegnet wird, auf der sie auftreten –
versuchen bereits einige Kommunen in Projekten, Digita-
lisierung im Gesundheits- und Krankenhauswesen voran-
zutreiben. Außerdem haben Kommunen die Möglichkeit,
kommunal getragene Krankenhäuser oder Versorgungs-

zentren in regionale Versorgungsmodelle einzubringen.
Des Weiteren sollte zukünftig politisch eruiert werden, in-
wiefern der Bund durch die Beteiligung an der Bereitstel-
lung finanzieller Mittel auch bei der Bewältigung anderer
gegenwärtiger Herausforderungen für die Krankenhäuser,
wie etwa dem Klimawandel, helfen kann. Der Gesund-
heitssektor trägt in erheblichem Maße zum nationalen
CO2-Ausstoß bei, ist aber auch zeitlich Leidtragender der
Folgen des Klimawandels; Hitze und Extremwetterereig-
nisse belasten nicht nur Patien*innen, sondern insbeson-
dere auch die Mitarbeitenden im Gesundheitsbereich. Ne-
ben der Digitalisierung stellt also auch der Ausbau von
Energieeffizienz und Klimaschutzmaßnahmen eine wichti-
ge Aufgabe des deutschen Gesundheits- und Kranken-
hauswesens dar (vgl. [15]).

Fazit

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Digitalisierung im
deutschen Gesundheitswesen ein zentrales Instrument
hin zu einer besseren Gesundheitsversorgung darstellt,
von der vor allem die Patient*innen profitieren sollen. Das
KHZG ist ein erster wichtiger Schritt, um die Digitalisie-
rung in deutschen Krankenhäusern voranzutreiben. Darü-
ber hinaus ist im Verlauf dieses Beitrages deutlich gewor-
den, dass ergänzend weitere Reformen in der Kranken-
hausfinanzierung, -planung und sektorenübergreifenden
Versorgung nötig sind.
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